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1 VERFAHREN 

1.1 Übersicht der Verfahrensschritte 

 

Verfahrensschritt Datum 

Information / Anhörung Ortsbeirat Oggersheim gem. § 75 (2) GemO am 06.02.2020 

Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 (1) BauGB) am 09.03.2020 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses im Amtsblatt 
36/2020 am 

15.05.2020 

Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke so-
wie wesentlichen Auswirkungen der Planung (gem. § 13a (3) 2 BauGB) im 
Zeitraum vom 

28.05.2020 
bis 

05.06.2020 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (gem. 
§ 4 (2) BauGB) mit Schreiben vom 

05.08.2020 

Offenlagebeschluss am  

Ortsübliche Bekanntmachung der Offenlage im Amtsblatt       am  

Offenlage (gem. § 3 (2) BauGB) im Zeitraum vom 
 

bis 
 

Satzungsbeschluss (gem. § 10 (1) BauGB) am  

 
 
1.2 Anmerkungen zum Verfahren 

Der Bebauungsplan Nr. 604b „Wormser Straße Nr. 80“ dient der Innenentwicklung im Sinne 
von § 13a BauGB. Er erfüllt die Voraussetzungen des § 13a (1) Nr. 1 BauGB, da er eine 
Grundfläche von weniger als 20.000 m² als Obergrenze bestimmt.  
Entsprechend der gesetzlichen Bestimmungen können somit die Verfahrenserleichterungen 
nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 13 Abs. 2 + 3 BauGB in Anspruch genommen 
werden.  
 
Auf der Grundlage eines mit der Gemeinde abgestimmten Plans zur Durchführung der Vorha-
ben und der Erschließungsmaßnahmen verpflichtet sich der Vorhabenträger in einem Durch-
führungsvertrag zur Durchführung des Vorhabens innerhalb einer bestimmten Frist und zur 
Übernahme aller Planungs- und Erschließungskosten. 
 
Vorhabenträgerin ist die A+F Haus GmbH mit Sitz in 67063 Ludwigshafen, welche das Grund-
stück erworben hat und das Grundstück besser ausnutzen möchte. 
 
Der Stadtrat hat für das Gebiet nördlich der Wormser Straße bereits 2006 einen Aufstellungs-
beschluss für einen Bebauungsplan gefasst, welcher als Ziel eine geordnete städtebauliche 
Entwicklung in der sogenannten zweiten Baureihe (im rückwärtigen Grundstücksbereich) for-
muliert hat. Hierfür wurde eine Rahmenkonzeption entwickelt. 
 
Auf Wunsch des Ortsbeirates Oggersheim und den Eigentümern wurde die Konzeption nicht 
weiterverfolgt, sondern beschlossen, dass auf Grundlage dieser Rahmenkonzeption das Bau-
recht jeweils Grundstücksbezogen bei interessierten Grundstückseigentümern durch Aufstel-
lung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes geschaffen werden.  
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2 ALLGEMEINES 

2.1 Rechtsgrundlagen 

Stand: 01.07.2020 

Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 
3786) 

Planzeichenverordnung 
(PlanZV) 

vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58) 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 
(BGBl. I S. 1057 (Nr. 25) 

Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) 

vom 17.03.1998 (BGBl. I 1998 S. 502), 
zuletzt geändert durch Art. 3 der Verordnung vom 27.09.2017 
(BGBl. I S. 3465) 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung 
(BBodSchV) 
vom 12.07.1999 (BGBl. I S. 1554), 
zuletzt geändert durch Art. 3 Abs. 4 der Verordnung vom 
27.09.2017 (BGBl. I S. 3465) 
Hinweis: Änderung durch Art. 126 V v. 19.06.2020 (BGBl. I S. 
1328 Nr. 29) textl. nachgewiesen, dokumentarisch noch nicht ab-
schließend bearbeitet. 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 

vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 04.03.2020 
(BGBl. I S. 440) 

Bundesimmissionsschutzgesetz 
(BImSchG) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 
1274), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 
08.04.2019 (BGBl. I S. 432) 
Hinweis: Änderung durch Art. 103 V v. 19.06.2020 (BGBl. I S. 
1328 Nr. 29) textl. nachgewiesen, dokumentarisch noch nicht ab-
schließend bearbeitet. 

Baugesetzbuch 
(BauGB) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 
3634) zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 
(BGBl. I S.587 Nr. 14) (textl. nachgewiesen, dokumentarisch noch 
nicht abschließend bearbeitet). 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung 
(UVPG) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.02.2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Art. 22 des Gesetzes vom 
12.12.2019 (BGBl. I S. 2513 Nr. 48) 
Hinweis: Änderung durch Art. 117 V v 19.06.2020 (BGBl. I S. 1328 
Nr. 29) textl. nachgewiesen, dokumentarisch noch nicht abschlie-
ßend bearbeitet. 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(WHG) 
vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 2 
des Gesetzes vom 04.12.2018 (BGBl. I S. 2254) 

Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirt-
schaft und Sicherung der umweltver-
träglichen Bewirtschaftung von Abfäl-
len 
(KrWG) 
vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 212), zuletzt geändert durch 
Art. 2 des Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I S. 2808 (Nr. 
52)). 

Denkmalschutzgesetz 
(DSchG) 
vom 23.03.1978 (GVBl. S. 159), 
Inhaltsübersicht geändert, § 25b eingefügt durch Art. 3 des 
Gesetzes vom 03.12.2014 (GVBl. S. 245) 

Gemeindeordnung 
(GemO) 
vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), 
§ 35 zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 
03.06.2020 (GVBl. S. 244) (Änderung des § 35 befristet 
bis zum 31.03.2021 (s. Artikel 5 des Gesetzes vom 
03.06.2020 (GVBl. S. 244)) 

Landeskreislaufwirtschaftsgesetz 
(LKrWG) 
vom 22.11.2013 (GVBl. S. 459), 
§§ 9 und 18 geändert sowie § 13a neu eingefügt durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 19.12.2018 (GVBl. S. 469) 

Landesbauordnung 
(LBauO) 
vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365, BS 213-1), 
mehrfach geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 
18.06.2019 (GVBl. S. 112) 

Landeswassergesetz 
(LWG) 
vom 14.07.2015 (GVBl. 2015, 127),  
§ 48 geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
26.11.2019(GVBl. S. 338) 

Landesbodenschutzgesetz 
(LBodSchG) 
vom 25.07.2005 (GVBl. S. 302), 
§ 12 geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 
19.12.2018 (GVBl. S. 448) 

Landesnaturschutzgesetz 
(LNatSchG) 
vom 06.10.2015 (GVBl. S. 283), 
§ 36 geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
21.12.2016 (GVBl. S. 583) 
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2.2 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes umfasst das Grundstück 
Wormser Straße Nr. 80 (Flurstück 484, Gemarkung Oggersheim) mit einer Flächengröße von 
ca. 1.821 m² und ergibt sich aus dem beigefügten Lageplan. Er wird begrenzt: 
 
im Norden: durch die private Erschließung der Bebauung entlang der Wilhelm-Busch-

Straße, 
im Osten: durch das Flurstück 482, 
im Süden: durch die Wormser Straße, 
im Westen: durch das Flurstück 486/2 

 
Abbildung 1: Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

 
 
2.3 Quellenverzeichnis 

[1] Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar, Verband Region Rhein-Neckar, Mannheim 
2014 

[2] Flächennutzungsplan 1999, Stadt Ludwigshafen am Rhein, Ludwigshafen am Rhein 
1999 
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3 PLANUNGSANLASS, -ZIELE und -GRUNDSÄTZE 

3.1 Planungsanlass / städtebauliches Erfordernis gemäß § 1 Abs. 3 BauGB 

Das Grundstück liegt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils, die planungsrecht-
liche Zulässigkeit baulicher Anlagen ergibt sich aus den Vorschriften des § 34 BauGB.  
Das Grundstück Wormser Straße 80 befindet sich im Bereich der Grundstücke Wormser 
Straße 60 – 100 mit Grundstückstiefen bis zu 95 m. Der Bestand zeichnet sich durch eine 
überwiegend straßenbegleitende Bebauung aus. Wenige Bestandsgebäude sind von der 
Straße abgerückt. Die rückwärtigen Grundstücksteile werden überwiegen als Hausgärten ge-
nutzt. Eine rückwärtige Bebauung in sogenannter 2. Reihe ist planungsrechtlich unzulässig. 
Lediglich für das nördlich an das vorliegende Bebauungsplangebiet angrenzende Nachbar-
grundstück besteht entsprechendes Baurecht durch die Aufstellung eines vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes. 
 
Da mehrere Grundstückseigentümer des Bereiches Wormser Straße 60 – 100 den Wunsch 
hinsichtlich einer baulichen Ausnutzung der rückwärtigen Grundstücksbereiche geäußert ha-
ben, wurde im Jahr 2005 ein Bebauungsvorschlag vorgestellt und anschließend ein Bebau-
ungsplanverfahren eingeleitet. Da viele Eigentümer keinen kurzfristigen Baubedarf hatten 
wurde mit Zustimmung des Ortsbeirates Oggersheim im Jahr 2007 festgelegt, dass das städ-
tebauliche Rahmenkonzept weiterhin bestehen soll und bei interessierten Grundstückseigen-
tümern auf Grundlage des Bebauungsvorschlages jeweils grundstücks- und bedarfsbezogen 
ein vorhabenbezogener Bebauungsplan aufgestellt werden. 
 
Da die Vorhabenträgerin beabsichtigt, auf dem Grundstück des vorliegenden Bebauungspla-
nes zum einen das Bestandsgebäude abzubrechen und entlang der Wormser Straße eine 
neue Bebauung sowie auch im rückwärtigen Bereich eine Bebauung zu realisieren ergab sich 
die städtebauliche Erfordernis zur Aufstellung des Bebauungsplanes. 
 
 
3.2 Planungsziele und -grundsätze 

Durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan soll durch entsprechende Festsetzungen eine 
Wohnnutzung im rückwärtigen Bereich ermöglicht werden. Eine erste Konzeptidee ist in An-
lage 6.1 dargestellt. 
Das derzeit bestehende Wohnhaus soll abgebrochen werden und durch ein straßenständiges 
Mehrfamilienhaus ersetzt werden. Somit greift die Bebauungsstruktur die überwiegend beste-
hende straßenständige Bebauung auf. Mit einer geplanten Höhe von 2 Geschossen plus 
Dachgeschoss fügt sich der Neubau ebenso in den vorhandenen Straßenraum ein, weshalb 
dieses Gebäude bereits heute nach § 34 BauGB genehmigungsfähig wäre. 
Für das Mehrfamilienhaus sollen 1,5 Stellplätze pro Wohneinheit sowie angemessene Freibe-
reiche nachgewiesen werden. 
 
Im rückwärtigen Bereich sind zwei Einfamilienhäuser mit 1 Geschoss plus Dachgeschoss ge-
plant. Dies entspricht dem ursprünglichen Konzept. Abgewichen wird bei der Stellung der Ge-
bäude, da einer Grenzbebauung nach Gesprächen mit dem Nachbarn nicht zugestimmt 
wurde. 
 
Die Zufahrt auf das Grundstück und somit auch die Erschließung der rückwärtigen Bebauung 
erfolgt von der Wormser Straße aus, entlang der nördlichen Grundstücksgrenze. 
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4 VERHÄLTNIS ZUR ÜBERGEORDNETEN UND SONSTIGEN PLANUNG 

4.1 Regional- und Landesplanung 

Der Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar 2020 stellt den Geltungsbereich als bestehende 
Siedlungsfläche für Wohnen dar. Der Bebauungsplan gilt somit nach den Vorschriften des § 1 
Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung angepasst; die Planung entspricht den Zielen 
und Grundsätzen der Landes- und Regionalplanung. 
 
 
4.2 Flächennutzungsplanung 

Der derzeit gültige Flächennutzungsplan der Stadt Ludwigshafen aus dem Jahr 1999 stellt den 
Geltungsbereich als „Wohnbaufläche“ dar. Der Bebauungsplan Nr. 604b „Wormser Straße Nr. 
80“ ist daher gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
 
 
4.3 Bestehendes Baurecht 

Für den Bereich der Grundstücke Wormser Straße 60 – 100 hat der Stadtrat in seiner Sitzung 
am 04.07.2005 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 604 „Nördlich Wormser Straße“ be-
schlossen. Der Geltungsbereich des Aufstellungsbeschlusses aus dem Jahr 2005 ist der An-
lage 6.2 zu entnehmen. Dessen Ziel war die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit einer Bebau-
ung in zweiter Baureihe jeweils grundstücksbezogen durch vorhabenbezogene Bebauungs-
pläne zu ermöglichen. 
 
§ 34 BauGB i. V. m. dem Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 604 „Nördlich 
Wormser Straße“ bildet demnach die Beurteilungsgrundlage für Bauvorhaben. 
 
Das Rahmenkonzept sieht für den vorliegenden Geltungsbereich zwei Einfamilienhäuser vor 
(vgl. Abbildung 2). Diesem Grundkonzept entspricht das für den vorliegenden vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan zugrundeliegende Konzept. 

 
Abbildung 2: Ausschnitt aus dem Bebauungsplanvorentwurf Nr. 604 „Nördlich Wormser Straße“ 

 
  

Geltungsbereich 
B-Plan Nr. 604b 
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5 BEGRÜNDUNG ZU DEN PLANFESTSETZUNGEN 

Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um einen einfachen Bebauungsplan gemäß § 30 

Abs. 3 BauGB, der u.a. keine Festsetzungen zu den örtlichen Verkehrsflächen enthalt. Für die 

Beurteilung über die Zulässigkeit von Vorhaben ist demnach weiterhin § 34 BauGB maßge-

bend. 

 
5.1 Planungsrechtliche Festsetzungen 

5.1.1 Art der baulichen Nutzung 

Entsprechend der bestehenden Nutzungsstruktur im Plangebiet wird der Bereich als „Allge-
meines Wohngebiet“ (WA) festgesetzt. Um eine unverhältnismäßige Störung der benachbar-
ten Grundstücke durch Zu- und Abfahrtsverkehr zu vermeiden und eine gewünschte Staffelung 
der Nutzung zu erreiche, sind im Bereich der rückwärtigen Bebauung des WA2 nur Wohnge-
bäude zulässig. Im Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird die 
konkrete Bebauungskonzeption verbindlich vereinbart. 
 
5.1.2 Maß der baulichen Nutzung 

Die maximal zulässige Grundfläche baulicher Anlagen im Plangebiet wird über absolute Maß-
zahlen definiert, um innerhalb der vorgegebenen Bauflächen eine größere Flexibilität der 
Grundstücksausnutzung zu ermöglichen. Innerhalb des Geltungsbereiches darf die Grundflä-
che aller Hauptgebäude 575 m² nicht überschreiten. Zuzüglich der baulichen Nebenanlagen, 
Zufahrten und Stellplätze darf insgesamt eine Fläche von 1.100 m² nicht überschritten werden. 
Dies entspricht bei einer Plangebietsfläche von ca. 1.821 m² rechnerisch einer Gesamtversie-
gelung von 0,6, die gemäß BauNVO für ein Wohngebiet angesetzt werden kann. 
Um hinsichtlich der individuellen Gestaltung im WA 2 die Flexibilität zu gewährleisten wurde 
eine Überschreitung der Grundfläche je Baufenster durch Terrassen festgesetzt.  
 
Im Bereich des WA1 wird die Zahl der Vollgeschosse in Anlehnung an die Bestandsbebauung 
entlang der Wormser Straße auf II begrenzt. die Höhenentwicklung der Gebäude auf ein an-
gemessenes Maß zu beschränken, wird darüber hinaus die absolute Höhe der Gebäude fest-
gesetzt. Die Festsetzung orientiert sich dabei an dem Einfügegebot des § 34 Baugesetzbuch, 
weshalb die Höhenentwicklung des höchsten Gebäudes in der Umgebungsbebauung zum 
Maßstab für die Festsetzung der maximalen Höhen herangezogen wurde. Die Wandhöhe der 
Gebäude darf 7,20 m nicht überschreiten. 
Die Wandhöhe definiert sich als die an den Traufseiten der Gebäude in einer Linie senkrecht 
aufgehende Wand bis Unterkante Sparren. Die maximale Gebäudehöhe (Firsthöhe) beträgt 
12,30 m. 
Im WA2 wird die Höhenentwicklung entsprechend der Bebauungskonzeption abgestuft. Die 
Zahl der Vollgeschosse auf I festgesetzt. Da das Grundstück im rückwärtigen Bereich abfällt 
und die Höhe der rückwärtigen Bebauung unterhalb der straßenständigen Bebauung bleiben 
soll beträgt die Wandhöhe für das Demnach beträgt die maximale Wandhöhe für das WA2 
maximal 2,80 m und die maximale Firsthöhe wird auf maximal 7,30 m festgesetzt. 
Für beide Gebietsfestsetzungen wurde der Kanaldeckel in der Wormser Straße als Bezugs-
punkt festgesetzt. 
 
5.1.3 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Aufgrund der bestehenden baulichen Strukturen der Umgebungsbebauung wird die offene 
Bauweise sowie eine Einzelhausbauweise festgesetzt. 
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Um eine rückwärtige Bebauung zu ermöglichen werden die überbaubaren Grundstücksflä-
chen in zwei Baureihen angeordnet, deren Baufelder durch Baugrenzen exakt definiert wer-
den.  
Um eine gewisse Flexibilität bei der Errichtung von Stellplätzen und Garagen gewährleisten 
zu können sind diese auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
Für Vor- und Rücksprünge von der Gebäudefassade wird festgesetzt, dass untergeordnete 
Bauteile, wie Balkone und Eingangsüberdachungen, die Baugrenze um bis zu 1,50 m über-
schreiten dürfen, sofern die Grundstücksgrenzen nicht überschritten werden und von der ge-
genüberliegenden Grundstücksgrenze mindestens 2 m entfernt bleiben. Hierdurch wird für die 
Kubatur und architektonischen Gestaltung der Gebäude eine geringfügige Flexibilität gewahrt. 
 
5.1.4 Zahl der Wohneinheiten 

Die Anzahl der Wohneinheiten wird für das WA2 auf maximal 1 beschränkt. Hierdurch soll die 
Umsetzung einer städtebaulich gewünschten offenen Einzelhausbebauung mit einer für die 
Nachbarn akzeptablen Nutzungsintensität sichergestellt werden. 
 
5.1.5 Lärmschutzmaßnahmen: Passiver Schallschutz an den Gebäuden 

Da auf das Plangebiet Verkehrslärmimmissionen einwirken werden Schallschutzmaßnahmen 
notwendig. Aktive Schallschutzmaßnahmen (z.B. Lärmschutzwand) sind aufgrund der klein-
räumigen Abgrenzung des Plangebietes weder bautechnisch, noch aus stadtgestalterischer 
Sicht wünschenswert, da sich das Plangebiet innerhalb einer städtebaulich integrierten Lage 
befindet. Deshalb soll die für eine Sicherstellung der gesunden Wohnverhältnisse notwendige 
Wohnruhe innerhalb der Gebäude durch Lärmschutzmaßnahmen an den Gebäuden sicher-
gestellt werden. 
 
5.1.6 Grünordnerische Festsetzungen 

Grundsätzlich ist bei einem Verfahren nach § 13a kein Ausgleich für im Geltungsbereich ent-
stehende Versiegelungen erforderlich. Dennoch wurden aus ökologischen und kleinklimati-
schen Gründen festgesetzt, dass Stellplätze aus wasserdurchlässigem Material herzustellen 
sind, sofern eine schädliche Bodenbelastung ausgeschlossen werden kann.  
Durch diese Festsetzung wird das Maß der Gesamtversiegelung nicht weiter durch die nach-
zuweisenden Stellplätze verschärft und die öffentlichen Abwassersysteme werde nicht durch 
das zusätzlich abfließende Wasser belastet, da dieses auf den Stellplätzen direkt in den Boden 
versickern kann.  
Demnach trägt die Festsetzung zur Verbesserung des Wasserhaushalts sowie zur Überflu-
tungsvorsorge bei Starkregenereignissen bei. 
 
Des Weiteren wurde festgesetzt, dass nicht überbaute Grundstücksflächen, welche nicht als 
Stellplätze, Zufahren und Zuwegungen genutzt werden, zu begrünen sind, um einen ange-
messenen Teil an Grünstrukturen im Geltungsbereich zu erhalten und das lokale Stadtklima 
zu fördern. 
 
 
5.2 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Der Bereich der Wormser Straße ist in seinem baugestalterischen Erscheinungsbild nicht 
durch eine besondere Einheitlichkeit gekennzeichnet. Als gemeinsames Charakteristikum der 
Bebauung lässt sich allerdings die Dachform nennen; bei nahezu allen Gebäuden sind die 
Dächer als Satteldächer ausgebildet. Deshalb wird festgesetzt, dass die Gebäude im Gel-
tungsbereich mit Satteldächern ausgebildet werden sollen. Ausgenommen hiervon sind Gara-
gen mit extensiv begrüntem Flachdach. 
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Auch finden sich im Umfeld keine Gebäude, deren Dächer mit glänzenden Materialien (bspw. 
glasierte oder engobierte Dachpfannen) eingedeckt sind. Die Dacheindeckung ist insbeson-
dere bei Gebäuden mit geneigten Dächern von besonderer Bedeutung für die visuelle Wirkung 
des Gesamtgebäudes. Bei der Auswahl glänzender Materialien führt dies aufgrund der licht-
reflektierenden Wirkung zu einer unangemessenen Akzentuierung der Dachpartie des Einzel-
gebäudes. Innerhalb einer bestehenden Ortslage, deren Bebauung durch eine zurückhaltende 
Dacheindeckung geprägt ist, erscheint dies unangemessen. Die Verwendung glänzender Ma-
terialen zur Dacheindeckung soll deshalb nicht möglich sein. 
 
Mit der Regelung zu den Dachaufbauten wird zudem gewährleistet, dass sich diese in Ihrer 
Dimension und Gestalt im Vergleich zu der Gebäudekubatur und dem besonders prägenden 
Dach unterordnen. 
 
Abfallsammelbehälter entfalten, wenn sie offen im Vorgartenbereich zum öffentlichen Ver-
kehrsraum aufgestellt werden einen wenig ansehnlichen optischen Eindruck. 
Deshalb wird festgesetzt, dass Mülltonnen und sonstige Abfallbehälter im WA1 entweder in 
das Gebäude integriert werden, in geschlossenen Müllboxen aufgestellt oder in entsprechend 
gestalteten und eingegrünten Stellflächen angeordnet werden müssen. 
 
Um den öffentlichen Straßenraum so weit wie möglich von dem ruhenden Verkehr zu entlas-
ten, werden Festsetzungen zum Nachweis von erforderlichen Stellplätzen getroffen. Um eine 
Gefährdung der öffentlichen Straßenraumes ausschließen zu können dürfen Garagen nur in 
einer Entfernung von mindestens 5 m zur öffentlichen Verkehrsfläche errichtet werden.  
Des Weiteren wurde festgesetzt, dass Garagen, Carports und Stellplätze sowie deren Zufahr-
ten nur bis zu einer Tiefe von 40 m ab der Straßenbegrenzungslinie der Wormser Straße zu-
lässig sind, sodass die rückwärtigen Grundstücksbereiche überwiegend von ruhendem Ver-
kehr freigehalten werden. 
 
 
5.3 Hinweise 

Wasserrechtliche Belange 
Gemäß den Grundsätzen der Abwasserbeseitigung nach dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
soll anfallendes, nicht behandlungsbedürftiges Niederschlagswasser ortsnah über die belebte 
Bodenzone versickert oder verrieselt werden. Auch eine Sammlung und Verwertung als 
Brauchwasser ist denkbar. Eine Versickerung oder die Sammlung und Verwertung für Brauch-
wasserzwecke ist nur möglich, wenn weder wasserrechtliche, noch sonstige öffentlich-rechtli-
che Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Die Versickerung inner-
halb des Plangebietes im Sinne des WHG ist hierbei zu favorisieren. Der Einleitung von Nie-
derschlagswasser in den städtischen Mischwasserkanal kann von städtischer Seite nicht zu-
gestimmt werden, um der hydraulischen Überlastung in den städtischen Kanälen entgegenzu-
wirken. Das anfallende Schmutzwasser soll über die städtische Kanalisation der Kläranlage 
zugeführt werden.  
Zudem ist vor dem Hintergrund immer häufiger auftretender Starkregenereignisse eine hyd-
raulische Überlastung der städtischen Kanäle durch übermäßige Regenwassereinleitung zu 
vermeiden. Verschiedene Maßnahmen, wie beispielsweise eine gezielte oberflächige Was-
serableitung durch ein vom Gebäude abgewandtes Grundstücksgefälle oder die Vermeidung 
von Flächenbefestigungen, wirken sich dabei nicht nur positiv auf den Wasserhaushalt aus, 
sondern tragen auch zu einer Überflutungssicherheit bei. Auskunft zu einer eventuellen Über-
flutungsgefährdung erteilt im Wirtschaftsbetrieb Ludwigshafen (WBL) die Abteilung Grund-
stücksentwässerung. 
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Hochwasserschutz 
Das Plangebiet befindet sich in der Rheinniederung, welche durch Deiche, Schöpfwerke und 
Hochwassermauern gegen Rheinhochwasser geschützt ist. Bei einem Versagen der Hoch-
wasserschutzeinrichtungen ist es möglich, dass das Gebiet zwischen Rheinhauptdeich und 
Hochufer überflutet wird. Hieraus lässt sich kein Schadensersatzanspruch sowie kein An-
spruch auf Verstärkung oder Erhöhung der Hochwasserschutzanlage ableiten. 
 
Kampfmittel 
Aufgrund der Bombardierung Ludwigshafens während des Zweiten Weltkrieges kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass im Plangebiet Kampfmittel zu finden sind. Kampfmittelfunde 
gleich welcher Art sind unverzüglich dem Kampfmittelräumdienst Rheinland-Pfalz zu melden. 
Dieser entscheidet dann über die weitere Vorgehensweise. Beauftragte Dachunternehmen 
sind nicht berechtigt, selbstständig Fundmunition zu entschärfen, zu sprengen oder auf öffent-
liche Straßen zu transportieren. 
 
Natürliches Radonpotenzial 
Radon ist ein in der Erdkruste natürlich vorkommendes radioaktives Edelgas. Es entweicht 
aus Gesteinen und Böden und breitet sich über die Bodenluft oder gelöst im Wasser aus. Die 
Höhe der Radonkonzentration in der Bodenluft wird von der geologischen Beschaffenheit und 
der Durchlässigkeit des Untergrundes bestimmt. Für den Bereich des Oberrheingrabens, in 
dem auch das Plangebiet liegt, weist die zur groben Orientierung geeignete Radonprognose-
Karte ein erhöhtes Radonpotenzial (40-100 kBq/m³) auf. Hier ist es in der Regel ausreichend 
neben regelmäßigem Lüften auf die Durchgängigkeit der Betonfundamentplatte und einen 
DIN-gerechten Schutz gegen Bodenfeuchte zu achten. Daher wurde ein entsprechender Hin-
weis „Natürliches Radonpotenzial“ in die Planung aufgenommen. Liegt es im Interesse des 
Bauherrn die konkrete Radonbelastung auf seinem Grundstück zu bestimmen, kann er Unter-
suchungen zur Radonbelastung der Bodenluft durchführen oder durchführen lassen. Liegen 
die Werte im Einzelfall über 100kBq/m³ können z. B. der Abschluss des Treppenhauses gegen 
das Untergeschoss, der Verzicht auf Wohn- und Aufenthaltsräume im Kellerbereich oder der 
Einbau einer radondichten Folie unter der Bodenplatte sinnvoll sein. 
Weitere Informationen erteilt die Radon-Informationsstelle im Landesamt für Umwelt und das 
Landesamt für Geologie und Bergbau. 
 
Barrierefreies Bauen 
Barrierefreies Bauen bedeutet, Gebäude so zu planen und zu bauen, dass sie von allen Men-
schen ohne fremde Hilfe und ohne jegliche Einschränkung genutzt werden können. Um den 
Belangen behinderter Menschen gerecht zu werden, wird ein entsprechender Hinweis bezüg-
lich des barrierefreien Bauens aufgenommen. 
 
DIN-Regelwerke 
Der Hinweis dient zur Klarstellung, dass die verwendeten Normen einsehbar sind. 

 
Artenschutz 
Hinsichtlich des Artenschutzes gibt es bereits verbindlich einzuhaltende gesetzliche Regelun-
gen. Dennoch werden zur Vermeidung des Auslösens von Verbotstatbeständen Hinweise auf 
zum Artenschutz aufgenommen.  
Hinsichtlich des Artenschutzes gibt es bereits verbindlich einzuhaltende gesetzliche Regelun-
gen.  
Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten:  
a. wild lebende Tiere der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu ver-

letzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschä-
digen oder zu zerstören (Tötungsverbot) 
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b. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während 
der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheb-
lich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhal-
tungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert (Verschlechterungsverbot des 
Erhaltungszustandes der lokalen Population) 

c. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 
aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören (Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten) 

d. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 
der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören.  

 
Bodenschutz 
Nach Auswertung des Bodenschutzkatasters Rheinland-Pfalz und des städtischen Katasters 
potentieller Altstandorte und Altablagerungen im Stadtgebiet Ludwigshafen ergeben sich 
keine Hinweise auf altlastverdächtige Flächen.  
Dennoch beinhaltet der Bebauungsplan einen allgemeinen Hinweis zum Umgang mit gefah-
renverdächtigen Umständen, anfallenden Aushubmassen sowie dem Arbeits- und Umge-
bungsschutz.  
 
Archäologische Funde 
Die Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchäologie verzeichnet für das Plangebiet 
zwei archäologische Fundstellen mit Siedlungs- und Grabfunden der vorrömischen Eisenzeit 
(Fdst. Oggersheim 7) bzw. Bronze- und Römerzeit (Fdst. Oggersheim 21). 
Da die naheliegenden Fundstellen archäologische Funde erwarten lassen, wird darauf hinge-
wiesen, dass Bodeneingriffe auf ein Minimum zu beschränken sind. Außerdem müssen anste-
hende Bauarbeiten unbedingt mindestens 4 Wochen vor deren Beginn gegenüber der zustän-
digen Behörde angezeigt werden, damit durchzuführende Erdarbeiten entsprechend über-
wacht werden können.  
Darüber hinaus ist nur ein geringer Teil der tatsächlich im Boden vorhandenen archäologi-
schen Denkmale bekannt, weshalb es bei der Durchführung von Erdarbeiten gesetzlich vor-
geschriebene Maßnahmen zu beachten gilt. Weiterhin können sich im Plangebiet bisher nicht 
bekannte Kleindenkmäler (wie. z. B. Grenzsteine) befinden. Diese sind zu berücksichtigen 
bzw. dürfen von Planierungen o. ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen 
Standort entfernt werden. 
 
 
 

6 UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

6.1 Bodenordnung 

Die Grundstücke befinden sich vollständig in privatem Besitz. Zur Umsetzung des Bebauungs-
planes Nr. 604b „Wormser Straße Nr. 80“ sind keine bodenordnerischen Maßnahmen nach 
den §§ 45 ff. BauGB erforderlich. 
 
6.2 Durchführungsvertrag / städtebauliche Verträge 

Mit dem Vorhabenträger wird ein Städtebaulicher Vertrag abgeschlossen, in dem sich dieser 
zur Übernahme der Planungskosten sowie zur Umsetzung der Planung entsprechend des Vor-
haben- und Erschließungsplans verpflichtet.  
 
6.3 Flächen und Kosten 

Der Stadt Ludwigshafen am Rhein entstehen durch die Umsetzung des Bebauungsplanes 
keine Kosten. 
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7 ABWÄGUNG DER ÖFFENTLICHEN UND PRIVATEN BELANGE 

Die Anregungen bzw. Bedenken, welche im Rahmen der gesetzlichen Verfahrensschritte zur 
Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
vorgebracht wurden, sind der Anlage zur Begründung (siehe Kapitel 8.3) zu entnehmen. 

7.1 Belange die für die Planung sprechen 

Wird im weiteren Verlauf des Verfahrens ergänzt. 
 
 
7.2 Belange die gegen die Planung sprechen 

Wird im weiteren Verlauf des Verfahrens ergänzt. 
 
 
7.3 Abwägung der Belange 

Wird im weiteren Verlauf des Verfahrens ergänzt. 
 
Ludwigshafen am Rhein, den       
 
 
 
 
 
 

Bereich Stadtplanung 
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8 ANLAGEN 

8.1 Antrag auf Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens 
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8.2 Geltungsbereich des Aufstellungsbeschlusses Nr. 604 „Nördlich Wormser 
Straße“ 
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8.3 Anregungen und Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligungsverfahren 

8.3.1 Information der Öffentlichkeit gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB 

Im Zeitraum vom 28.05.2020 bis einschließlich 05.06.2020 hatte die Öffentlichkeit Gelegenheit, sich über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die 
wesentlichen Auswirkungen der Planung zu informieren. Im Rahmen dieses Verfahrensschrittes wurden keine Stellungnahmen / Anregungen abgege-
ben. 

8.3.2 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden können, wurden mit Schreiben 
vom 05.08.2020 gemäß § 4 Abs. 2 BauGB am Bebauungsplanverfahren beteiligt. Es wurde ihnen die Möglichkeit zur Stellungnahme innerhalb von 30 
Tagen gegeben. Parallel zu der Trägerbeteiligung wurden auch die städtischen Stellen und der Ortsbeirat Oggersheim am Verfahren beteiligt. 
 
Folgende Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden beteiligt: 

 Behörde / Sonstiger Träger öffentlicher Belange 
Keine 

Stellungnahme 

Stellungnahme 
ohne Anregun-

gen 

Stellungnahme 
mit Anregungen 

1.  Amprion GmbH X   

2.  BUND Landesverband Rheinland-Pfalz X   
3.  Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr  X  

4.  Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Ei-
senbahnen 

X   

5.  CREOS Deutschland GmbH  X  

6.  Deutsche Telekom Technik GmbH - Bauleitplanung   X 

7.  Deutsche Telekom Technik GmbH - Trassenauskunft  X  

8.  Ericsson Services GmbH  X  
9.  Fernleitungs-Betriebsgesellschaft mbH  X  

10.  GASCADE Gastransport GmbH  X  

11.  Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz – Direktion Landesarchä-
ologie – Außenstelle Speyer 

  X 

12.  Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz – Direktion Landesarchä-
ologie – Erdgeschichte - 

 X  

13.  Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz – Direktion Landesdenk-
malpflege 

X   
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14.  Gesellschaft für Naturschutz und Ornithologie Rheinland-Pfalz e.V. X   

15.  Gesundheitsamt – Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis   X 

16.  Gewässerzweckverband Isenach-Eckbach X   

17.  Handelsverband Mittelrhein-Rheinhessen-Pfalz X   

18.  Handwerkskammer der Pfalz X   

19.  Industrie- und Handelskammer für die Pfalz   X 

20.  Interessengemeinschaft Behinderter und ihrer Freunde Ludwigshafen e.V. X   

21.  TWL Netze GmbH X   

22.  Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis – Referat 63 X   

23.  LandesAktionsGemeinschaft Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz e.V.  X  

24.  Landesamt für Geologie und Bergbau   X 

25.  Landesbetrieb Mobilität – Autobahnamt Montabaur X   

26.  Landesfischereiverband Rheinland-Pfalz e.V. X   

27.  Landesjagdverband Rheinland-Pfalz e.V. X   

28.  Landesverband der Rassegeflügelzüchter Rheinland-Pfalz e.V.  X  

29.  Landesverband Rheinland-Pfalz des Deutschen Wanderverbandes  X  

30.  Die Naturfreunde Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus und Kultur X   

31.  Naturschutzbund Rheinland-Pfalz X   

32.  Open Grid Europe GmbH X   

33.  PfalzKom Gesellschaft für Telekommunikation mbH  X  

34.  Pfalzwerke Netz AG   X 

35.  Polizeidirektion Ludwigshafen  X  

36.  POLLICHIA X   

37.  Rhein-Haardt-Bahn GmbH X   

38.  Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft m.b.H.  X  

39.  Rhein-Neckar-Verkehr GmbH   X 

40.  Rheinpfalzbus GmbH X   

41.  Schutzgemeinschaft Deutscher Wald X   

42.  Stadt Ludwigshafen am Rhein – Bereich Feuerwehr   X 

43.  Stadt Ludwigshafen am Rhein – Bereich Jugendamt X   

44.  Stadt Ludwigshafen am Rhein – Bereich Tiefbau  X  

45.  Stadt Ludwigshafen am Rhein – Bereich Umwelt – Bodenschutz   X 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 604b „Wormser Straße Nr. 80“ 

 
 

 
 
4-126F.May3252 - 19/36 - Stand: 17.09.2020 

46.  Stadt Ludwigshafen am Rhein – Bereich Umwelt - Naturschutz X   

47.  Stadt Ludwigshafen am Rhein – Bereich Stadtvermessung und Stadterneu-
erung 

 X  

48.  Stadt Ludwigshafen am Rhein – Bereich Bauaufsicht X   

49.  Stadt Ludwigshafen am Rhein – Bereich Entsorgungsbetrieb und Verkehrs-
technik 

X   

50.  Stadt Ludwigshafen am Rhein – Bereich Stadtentwässerung und Straßen-
unterhalt 

  X 

51.  Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd – Regionalstelle Gewerbeauf-
sicht -  

 X  

52.  Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd – Regionalstelle WAB -    X 

53.  Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd – Abteilung 4 X   

54.  Technische Werke AG   X 

55.  Telefonica Germany GmbH & Co. OHG  X  

56.  Verband Region Rhein-Neckar X   

57.  Verkehrsverbund Rhein-Neckar GmbH  X  

58.  Vermessungs- und Katasteramt Rheinpfalz  X  

59.  Vodafone GmbH – Region Süd-West X   

60.  Vodafone Kabel Deutschland GmbH X   

61.  Vodafone GmbH 
Vodafone Kabel Deutschland GmbH – Neubaugebiete KMU 

X   

62.  Wintershall Holding GmbH  X  
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Folgende Stellungnahmen mit Anregungen / Bedenken wurden zum Planstand vom 03.08.2020 abgegeben: 

Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

1.  Deutsche Telekom Technik GmbH 
- Stellungnahme vom 17.08.2020 

 

 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinsichtlich der vorhandenen Telekommunikationsanlage der 
Anregungsträgerin wird ein entsprechender Hinweis in den Be-
bauungsplan aufgenommen. Die Berücksichtigung der Hausan-
schlussleitung betrifft allerdings vielmehr die nachgelagerte 
Ausführungsplanung als die vorliegende Bauleitplanung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Da es sich um 
allgemein gültige Standards bzw. Vorschriften des Trägers bzw. 
der Behörde handelt ist eine Aufnahme in die Bebauungsplan-
unterlagen nicht erforderlich. Die Belange betreffen vielmehr die 
nachfolgende Bau- und Ausführungsplanung. 
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Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

2.  Generaldirektion Kulturelles Erbe – Direktion Landesarchäologie – Au-
ßenstelle Speyer 

- Stellungnahme vom 03.09.2020 

 

 

 

 

 

 
 
 
Grundsätzlich ist eine Zustimmung der GDKE auf Ebene der 
Bauleitplanung nicht erforderlich. 
Darüber hinaus wird ein entsprechender Hinweis in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. 
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Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

 

 

 
 

3.  Gesundheitsamt Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis 
- Stellungnahme vom 06.08.2020 

 

 

 
Bei dem Immissionsschutzgesetz handelt es sich um bereits ge-
setzliche vorgegebene Regelungen, welche auch ohne Aufstel-
lung eines Bebauungsplanes berücksichtigt werden müssen. 
Aus diesem Grund ist die nebenstehende Anregung kein Be-
lang der vorliegenden Bauleitplanung und es Bedarf nicht der 
Aufnahme eines konkreten Hinweises.  
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Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

4.  Industrie- und Handelskammer Pfalz 
- Stellungnahme vom 01.09.2020 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird festgestellt, dass die Anregungsträgerin keine Ein-
wände gegenüber dem Bauvorhaben vorbringen. 
 
 
 
 
 
 
Im Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Ludwigshafen 
wurde das Ziel formuliert, bestehende Stadtteilzentren zukünf-
tige weiter zu stärken. Für die Ausweitung des Nahversorgungs-
angebotes wurden Ergänzungsstandorte definiert. Der von der 
Anregungsträgerin vorgeschlagene Standort weist keinen Er-
gänzungsstandort aus, weshalb dies nicht dem Ziel der Stadt-
entwicklung entspricht, zumal die Grundstückverfügbarkeiten 
für die Ansiedlung eines Lebensmittelmarkes auch nicht ausrei-
chend wären.  
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Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

5.  Landesamt für Geologie und Bergbau 
- Stellungnahme vom 15.09.2020 

 

 

 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird festgestellt, dass kein Altbergbau im Bereich des vorlie-
genden Bebauungsplanes dokumentiert ist und derzeit kein 
Bergbau erfolgt. 
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Die einschlägigen Regelwerke sind bei der Bauausführung zu 
beachten. Eine Festsetzung ist nicht erforderlich, da es sich um 
allgemein gültige Vorschriften handelt. Dennoch ist ein Hinweis 
zum Bodenschutz Bestandteil der Textlichen Festsetzungen.  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Ein entsprechender Hinweis „Natürliches Radonpotenzial“ ist 
bereits Bestandteil der Planunterlagen. Dennoch obliegt die 
Durchführung von Radonmessungen grundsätzlich der Verant-
wortung der Bauherren und kann nicht im Bebauungsplan ver-
bindlich geregelt werden.  
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6.  Pfalzwerke Netz AG 
- Stellungnahme vom 11.08.2020 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise betreffen die nachgelagerte Ausführungsplanung 
und nicht die vorliegende Bauleitplanung, weshalb die Auf-
nahme in die Bebauungsplanunterlagen nicht erforderlich ist. 
 
 
 
Die Anregungsträgerin wird im weiteren Verfahren beteiligt und 
nach Satzungsbeschluss über die Rechtskraft des Bebauungs-
planes informiert. 
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7.  Stadt Ludwigshafen am Rhein – Bereich Feuerwehr 
- Stellungnahme vom 26.08.2020 

 
 

 
 
 
 
 
Bei dem vorliegenden Bauvorhaben werden alle Anforderungen 
des vorbeugenden Gefahrenschutzes eingehalten.  
Die Breite der Zufahrt zu den rückwärtigen Gebäuden beträgt 
3,50 m und ist somit ausreichend dimensioniert. 
 
Hinsichtlich der Löschwasserversorgung ist die TWL als Was-
serversorgungsunternehmen für den Grundschutz gemäß Re-
gelwerk DVGW W 405 zuständig.  
Die im TWL-Netz meist verbauten Unterflurhydranten können 
im Bedarfsfall ca. 48m³/h liefern. Das Regelwerk legt für den 
Grundschutz einen Radius von 300 m um das betroffene Objekt 
fest. In diesem Radius befinden sich mehrere Hydranten. Die 
Anforderung an den Grundschutz ist somit erfüllt. 
 
 

8.  Stadt Ludwigshafen am Rhein – Bereich Umwelt – Bodenschutz 
- Stellungnahme vom 26.08.2020 

 

 

 
 
 
 
 
 
Grundsätzlich werden die nebenstehenden Hinweise bereits 
durch verbindlich einzuhaltende gesetzliche Vorschriften zum 
Bodenschutz geregelt. Dennoch werden diese zur Vollständig-
keit als Hinweise in den Textlichen Festsetzungen übernom-
men.  
 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 604b „Wormser Straße Nr. 80“ 

 
 

 
 
4-126F.May3252 - 29/36 - Stand: 17.09.2020 

Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

 
 

9.  Stadt Ludwigshafen am Rhein – Bereich Stadtentwässerung und Stra-
ßenunterhalt 
- Stellungnahme vom 07.09.2020 

 

 
 
 
 
 
 
 
Der Sachverhalt ist der Vorhabenträgerin bereits bekannt. Die-
ser ist allerdings kein Belang der vorliegenden Bauleitplanung. 
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Ein entsprechender Hinweis ist Bestandteil der Bebauungspla-
nunterlagen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Hinweis zu dem vermehrten Auftreten von Starkregenereig-
nissen ist bereits Bestandteil der Planunterlagen. 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 604b „Wormser Straße Nr. 80“ 

 
 

 
 
4-126F.May3252 - 31/36 - Stand: 17.09.2020 

Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

10.  Struktur- und Genehmigungsdirektion – Regionalstelle WAB 
- Stellungnahme vom 10.09.2020 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
1. Ver- und Entsorgung 
Gemäß Stellungnahmen der TWL ist das Plangebiet bereits mit 
Strom, Gas und Wasser über das vorhandene Netz versorgt.  
Hinsichtlich der Löschwasserversorgung ist die TWL als Was-
serversorgungsunternehmen für den Grundschutz gemäß Re-
gelwerk DVGW W 405 zuständig.  
Die im TWL-Netz meist verbauten Unterflurhydranten können 
im Bedarfsfall ca. 48m³/h liefern. Das Regelwerk legt für den 
Grundschutz einen Radius von 300 m um das betroffene Objekt 
fest. In diesem Radius befinden sich mehrere Hydranten. Die 
Anforderung an den Grundschutz ist somit erfüllt. 
Das anfallende Schmutzwasser wird, wie üblich, gesammelt 
und durch einen Schmutzwasserkanal abgeleitet. 
Die Hinweise werden demnach zur Kenntnis genommen. Das 
Schreiben wurde der Vorhabenträgerin übermittelt 
 
 
 
2. Versiegelung 
Es wird festgestellt, dass bereits eine entsprechende Festset-
zung (Nr. 6.2) zur Herstellung von jeglichen Zufahrten und offe-
nen Stellplätzen in versickerungsfähigen Materialien Bestand-
teil der Planunterlagen ist.  
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3. Niederschlagswasserbewirtschaftung 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Diese wurden 
an die Vorhabenträgerin weitergegeben und sind im Rahmen 
der Umsetzung des Vorhabens bzw. im Rahmen des Bauan-
tragsverfahrens zu berücksichtigen.  
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4. Starkregen/Hochwasserschutz 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Entsprechende 
Hinweise sind bereits Bestandteil der Textlichen Festsetzungen 
des Bebauungsplanes. 
 
 
 
 
 
 
 
5. Bodenschutz 
Es wird festgestellt, dass der unteren Bodenschutzbehörde 
keine Hinweise auf altlastverdächtige Flächen vorliegen. Aus 
bodenschutzrechtlicher Sicher bestehen demnach keine Be-
denken. 
Dennoch wurden zum Bodenschutz Hinweise in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. 
 
 
6. Auffüllungen 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Hierbei handelt 
es sich um allgemein gültige Standards bzw. Vorschriften wel-
che im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu berück-
sichtigen sind. Die Aufnahme eines Hinweises ist demnach 
nicht erforderlich. 
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7. Temporäre Grundwasserabsenkung 
Es wurde ein entsprechender Hinweis in die Textlichen Festset-
zungen aufgenommen. 
 
 
 
 
8. Abbruchmaterial 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Hierbei handelt 
es sich um allgemein gültige Standards bzw. Vorschriften wel-
che im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu berück-
sichtigen sind. Die Aufnahme eines Hinweises ist demnach 
nicht erforderlich. 
 
9. Rheinniederung 
Hinsichtlich des Hochwasserschutzes bzw. einer Gefährdung 
durch Überschwemmung ist bereits ein entsprechender Hin-
weis Bestandteil des Bebauungsplanes. 
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Entsprechende Hinweise sind bereits Bestandteil der Bebau-
ungsplanunterlagen. 
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11.  Technische Werke AG 
- Stellungnahme vom 04.09.2020 

 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
Es wird festgestellt, dass der Geltungsbereich bereits mit Strom, 
Gas und Wasser versorgt ist.  
 
 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen.  
Die nebenstehend aufgeführten Vorschriften und Regelwerke 
stellen allgemein gültige Standards bzw. Vorschriften des Trä-
gers dar, weshalb kein gesonderter Hinweis im Bebauungsplan 
erforderlich ist.  
 

 


